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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(19. Ausschuß) 

über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 

— Drucksache V/267 — 


A. Bericht des Abgeordneten Liehr 


Der auf Initiative des Landes Nordrhein-West- 
falen vom Bundesrat gemäß Artikel 76 Abs. 1 GG 
beim Deutschen Bundestag eingebrachte Entwurf 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Jugend- 
arbeitsschutzgesetzes — Drucksache V/267 — wurde 
am 9. März 1966 federführend an den Arbeitsaus- 
schuß und mitberatend an den Ausschuß für Fami- 
lien- und Jugendfragen überwiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit hat die Vorlage in sei- 
nen Sitzungen vom 21. April und 25. Mai 1966 be- 
handelt; die Mitberatung des Ausschusses für Fa- 
milien- und Jugendfragen fand am 27. April 1966 
statt. 

Der Gesetzentwurf bezweckt, den seit vier Jahren 
bereits bestehenden Rechtszustand, wonach sich ein 
Jugendlicher innerhalb eines Jahres nach Arbeits- 
aufnahme nachuntersuchen lassen muß, ebenso wie 
die Einstellungsuntersuchung durch ein Beschäfti- 
gungsverbot zu sanktionieren. Ein derartiges Ver- 
bot war schon in dem in der 3. Wahlperiode vor- 
gelegten Entwurf eines Jugendarbeitsschutzgesetzes 
enthalten und von dem damaligen Ausschuß für 
Arbeit auch gebilligt worden. Der entsprechende 
Ausschußantrag wurde im Plenum jedoch nicht an- 
genommen, weil sich die Mehrheit des Bundestages 
dafür entschied, sowohl für die Durchsetzung der 
Einstellungsuntersuchung wie auch für diejenige der 
Nachuntersuchung jeden staatlichen Zwang zu ver- 
meiden. Die anschließende Anrufung des Vermitt- 
lungsausschusses führte nur zur Wiedereinfügung 
des Beschäftigungsverbotes für die Einstellungs- 
untersuchung. Nach Jahren der Erprobung geht es 
nunmehr um eine Gesetzesänderung, die insoweit 
völlig der damaligen Vorlage entspricht. 

Bei den Ausschußberatungen bestand Einigkeit 
darüber, daß auf die Nachuntersuchung aus gesund- 
heitspolitischen Gründen nicht verzichtet werden 


dürfe und es deshalb erreicht werden müsse, daß 
sich alle betroffenen Jugendlichen der Nachunter- 
suchung unterzögen. Zu Meinungsverschiedenheiten 
kam es jedoch in der Frage, ob der derzeitige Zu- 
stand so unbefriedigend sei, daß er den Erlaß eines 
Beschäftigungsverbotes rechtfertige. 

Die Vertreter des zuständigen Ministeriums wie- 
sen darauf hin, daß eingehend geprüft worden sei, 
ob durch andere Maßnahmen der gleiche Effekt er- 
reicht werden könne; dies müsse verneint werden. 
Trotz intensiver Bemühungen aller interessierten 
Kreise, insbesondere der Sozialpartner, der Ärzte, 
der ärztlichen Vereinigungen und in Berufsschulen, 
sei es nicht gelungen, bei den vorgeschriebenen 
Nachuntersuchungen mehr als 35 v. H. der Jugend- 
lichen zu erfassen. Auch eine noch stärkere Inten- 
sivierung der bisherigen Versuche, den Prozentsatz 
der Nachuntersuchungen zu steigern, verspreche 
keinen Erfolg. 

Aus arbeitsmedizinischer Sicht wurde auf den be- 
sonderen Wert der Nachuntersuchung hingewiesen; 
sie erfolge während der Zeit der Pubertät und biete 
auch die Möglichkeit der Korrektur gewisser Be- 
schäftigungsauflagen, zumal die Erstuntersuchung 
nur einen Augenblickseindruck wiedergeben könne. 
Die Nachuntersuchung sei deshalb ein unverzicht- 
barer Teil des Jugendarbeitsschutzes. 

Die überwiegende Mehrheit des Ausschusses sah 
keinen Anlaß, die Zahlenangaben von Bundesrat 
und Bundesregierung anzuzweifeln, da die entspre- 
chenden Erhebungen von allen Bundesländern unab- 
hängig voneinander durchgeführt worden seien und 
die Erhebungsmethode ihrerseits unanfechtbar sei, 
weil sie auf einem Vergleich der für die durchge- 
führten Nachuntersuchungen eingereichten Arztrech- 
nungen mit der bekannten Zahl der Nachunter- 
suchungspflichtigen beruhe. Die meisten Ausschuß- 
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mitglieder versprachen sich auch von weiteren Auf- 
klärungsaktionen oder sonstigen behördlichen Maß- 
nahmen auf Grund der geltenden Bestimmungen 
keinen Erfolg mehr, da bisher schon für dieses Ziel 
erheblicher personeller und sachlicher Verwaltungs- 
aufwand ohne befriedigendes Ergebnis getrieben 
worden sei. 

Aus der Stellungnahme des mitberatenden Aus- 
schusses für Familien- und Jugendfragen ergab sich, 
daß im wesentlichen die gleichen Argumente eine 
Rolle spielten, ehe man im Grundsatz dem Gesetz- 
entwurf zustimmte; lediglich einige Ausschußmit- 
glieder äußerten den Wunsch, der federführende 
Ausschuß möge noch einmal prüfen, inwieweit die 
Nachuntersuchung auch ohne Beschäftigungsverbot 
verwirklicht werden könne. 

Im weiteren Verlauf der Beratung des Arbeitsaus- 
schusses konnte schließlich übereinstimmend folgen- 
des festgestellt werden: Das Beschäftigungsverbot 
wird eingeführt und die Verpflichtung zur Nach- 
untersuchung vor Ablauf des ersten Beschäftigungs- 
jahres bleibt erhalten. Gleichzeitig werden Arbeit- 
geber, Personensorgeberechtigtem und Jugendlichem 
Mahn-, Unterschrifts- und Vorlagepflichten auf- 
erlegt, durch die sie so nachdrücklich an ihre Ver- 
antwortung erinnert werden, daß sie bei Wirksam- 
werden des Beschäftigungsverbotes sich über ihr 
Mitverschulden an den sich aus dem Beschäftigungs- 
verbot ergebenden Konsequenzen im klaren sein 
müssen. Der Eintritt des Beschäftigungsverbotes 
seinerseits wird auf das Ende des zweiten Monats 
nach Ablauf des ersten Beschäftigungsjahres hinaus- 
geschoben, damit alle Beteiligten eine angemessene 
Nachfrist haben, innerhalb der sie sich — angesto- 
ßen durch die ausdrücklich statuierten Mitwirkungs- 
pflichten — noch um die Nachuntersuchung bemü- 
hen können. 


Die Übergangs- und Schlußvorschriften in den Ar- 
tikeln 2, 3 und 4 wurden gebilligt und lediglich inso- 
weit geändert, als es aus stilistischen Gründen 
(Streichung von „. . . das Beschäftigungsverbot 
des . . in Artikel 2; Wiederholung des Wortes 
„wenn" im zweiten Halbsatz des Artikels 2 hinter 
den Worten „. . . nachuntersuchen lassen und"; 
Streichung von „. . . Maßgabe des ..." in Arti- 
kel 3) oder aus redaktionellen Gründen (Einfügung 
von „von dem Personensorgeberechtigten unter- 
schriebene" im zweiten Halbsatz des Artikels 2 hin- 
ter den Worten „. . . dem Arbeitgeber die"; Strei- 
chung von „. . . [Datum etwa . , .] . . .") ange- 
bracht erschien. 

Von den Ausschußmitgliedern der Fraktion der 
SPD wurde im federführenden sowie im mitberaten- 
den Ausschuß ein Änderungsantrag auf Einfügung 
eines Artikels 2 a vorgelegt. Ziel dieser Änderung 
war, den § 45 Abs. 3 so zu ergänzen, daß auch in 
den auf das erste Beschäftigungsjahr folgenden Jah- 
ren regelmäßig Wiederholungsuntersuchungen statt- 
finden sollten. Bei der Antragsbegründung wurde 
betont, daß man keine zusätzlichen Pflichtuntersu- 
chungen einführen, sondern den Jugendlichen nur 
die Möglichkeit zu weiterer kostenloser ärztlicher 
Betreuung einräumen wolle. Entsprechende Rege- 
lungen werden im Bereich des Bergbaues bereits mit 
gutem Erfolg praktiziert. Man würde damit auch 
internationalen Bemühungen entgegenkommen. 
Trotz einer befürwortenden Stellungnahme des Aus- 
schusses für Familien- und Jugendfragen wurde der 
Änderungsantrag im Ausschuß für Arbeit bei Stim- 
mengleichheit abgelehnt, da man bezweifelte, daß 
die Wiederholungsuntersuchungen überhaupt einen 
Sinn hätten, wenn es sich dabei nicht um Pflicht- 
untersuchungen handeln würde. 


Bonn, den 15. Juni 1966 


Liehr 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/267 — in der 
aus der nachstehenden Zustammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1966 


Der Ausschuß für Arbeit 


Müller (Remscheid) 

Vorsitzender 


Liehr 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 

— Drucksache V/267 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz) vom 9. August 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 665), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes vom 15. Januar 1965 (Bundesge- 
setzbl. IS. 11), wird wie folgt geändert: 

§ 45 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Nach Ablauf des ersten Beschäftigungsjahres 
darf ein Jugendlicher nur weiterbeschäftigt werden, 
wenn er von einem Arzt nachuntersucht worden ist 
und dem Arbeitgeber eine von diesem Arzt ausge- 
stellte Bescheinigung über die Nachuntersuchung 
vorliegt/' 


Artikel 2 

Für Jugendliche, die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes bereits ein Jahr oder länger beschäftigt wer- 
den und nicht nachuntersucht sind, gilt das Beschäf- 
tigungsverbot des § 45 Abs. 2 nicht, wenn sie sich 
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes nachuntersuchen lassen und dem Arbeitgeber 
die ärztliche Bescheinigung über die Nachunter- 
suchung vorliegt. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz) vom 9. August 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 665), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes vom 15. Januar 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 11), wird wie folgt geändert: 

§ 45 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Vor Ablauf des ersten Beschäftigungsjahres 

hat sich der Arbeitgeber die Bescheinigung eines 
Arztes darüber vorlegen zu lassen, daß der Jugend- 
liche nadiuntersucht worden ist. Die Bescheinigung 
muß von dem Personensorgeberechtigten unter- 
schrieben sein. Legt der Jugendliche die Bescheini- 
gung nicht rechtzeitig vor, so hat der Arbeitgeber 
binnen eines Monats nach Ablaufs des ersten Be- 
schäftigungsjahres den Personensorgeberechtigten 
hiervon zu benachrichtigen. Der Jugendliche darf 
nicht weiterbeschäftigt werden, wenn er die Beschei- 
nigung nicht binnen zwei Monaten nach Ablauf des 
ersten Beschäftigungsjahres vorlegt.“ 


Artikel 2 

Für Jugendliche, die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ein Jahr oder länger beschäftigt werden und 
nicht nachuntersucht sind, gilt § 45 Abs. 2 nicht, 
wenn sie sich innerhalb eines Jahres nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes nachuntersuchen lassen und 
wenn dem Arbeitgeber die von dem Personensorge- 
berechtigten unterschriebene ärztliche Bescheini- 
gung über die Nachuntersuchung vorliegt. 


3 



Dnidtsadie V/713 


Deutscher Bundestag — 5, Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Artikel 3 Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 unverändert 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel4 Artikel4 

Das Gesetz tritt (Datum etwa 4 Wochen nach der Das Gesetz tritt vier Wochen nach der Verkün- 
Verkündung) in Kraft. düng in Kraft. 
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